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Etwas zu lange gewartet – und
weg war die gute Internetadres-
se unterhalb der Top-Level-Do-
main „.at“: Als das Medium In-
ternet noch in den Kinderschu -
hen steckte, haben viele Bürger-
meister das Potenzial noch nicht
erkannt und mussten in der Fol-
ge langwierige Streitigkeiten mit
cleveren Geschäftsleuten um die
beste und kürzeste Domain – wie
zum Beispiel „mistelbach.at“ für
Mistelbach – (erfolgreich) aus-
fechten. Der spektakulärste Fall
war jener der Tennengauer Ge-
meinde Adnet: Ein Bürger vertei-
digte die für den Zugang zum In-
ternet wie geschaffene Domain
„adnet.at“ gleich zwei Mal bis
zum Obersten Gerichtshof
(OGH). Nun hat der 17. Senat
dieses Höchstgerichts mit einer
bemerkenswerten Rechtspre-
chungsänderung bessere Zeiten
für die Kommunen eingeleitet.

Ausgangsfall1

Der spätere Beklagte war Inha-
ber der Domain „justizwache.at“
und zugleich als Justizwache -
beamter in seiner Personalver-
tretung engagiert. Er betrieb seit
2007 unter der zugehörigen
Website eine „Internetplatt-
form“, die sich zum Teil kritisch
mit Maßnahmen der Ressortlei-
tung im Bereich des Strafvoll-
zugs auseinandersetzte. 

Er hatte von seinen Internetakti-
vitäten weder seinen Dienstge-
ber informiert, noch beim Ju-
stizministerium um Genehmi-
gung für die Nutzung des Be-
griffs „Justizwache“ angesucht.
Nach Abmahnung durch die Re-
publik Österreich setzte er einen
Vermerk auf die Homepage,
dass es sich nicht um die offizi-
elle Seite der Justizwache han-
delte. Die Finanzprokuratur 

begehrte namens der Republik
Unterlassung und Löschung der
Domain „justizwache.at“, da
dem Begriff „Justizwache“ für
einen uniformierten Wachkör-
per des Bundes Namensfunktion
zukäme. Der Beklagte wendete
ein, dass er bereits auf der Start-
seite darauf hinwies, dass es
sich um keinen Internetauftritt
des Bundesministeriums für 
Justiz oder einer sonst „offiziel-
len Stelle des Bundes“ handelte.
Allen Justizwachebeamten wäre
bekannt, dass „offizielle Adres-
sen“ die Second Level Domain
„.gv“ enthielten, welche ohnehin
den Gebietskörperschaften vor-
behalten waren. Schließlich
würde ein Verbot und erst recht

eine Löschung der Domain seine
Meinungsäußerungsfreiheit un-
gebührlich beschränken.

Die Entscheidung des 
Gerichts

Alle drei Instanzen gaben der
Klage statt. Der Beklagte nutzte
in unbefugter Weise, das heißt
ohne Genehmigung der Kläge-
rin, die der Republik Österreich
als Rechtsträgerin zugewiesene
Bezeichnung „Justizwache“ als
Name. 
Der OGH wiederholt zunächst
die Leitgedanken seiner bisheri-
gen Rechtsprechung2 im Kenn-
zeichenkonflikt zwischen Do-
mains und dem Namensrecht.
Gerade für die die Verwendung
von Ortsnamen als Domains
liegt dann kein rechtswidriges
Ausnutzen des Namens einer
Gemeinde vor, wenn ein „Inter-

essengleichklang“ zwischen 
dem Namensträger und dem
Domain inhaber besteht.3

Demnach kommt es allein auf
den Inhalt der unter der stritti-
gen Domain ins Netz gestellten
Website an. Im zweiten Versuch4

scheiterte die Tennengauer Ge-
meinde nämlich, weil der be-
klagte Gemeindebürger, ebenso
wie die Klägerin, Adnet und sei-
ne Umgebung attraktiv erschei-
nen lassen [wollte], um den
Fremdenverkehr zu fördern. Es
konnte damals auch nicht davon
gesprochen werden, dass der
Beklagte durch die Verwendung
des Ortsnamens als Domainna-
men einen Vorteil erlange, der
ihm nicht zukäme. Damit war

Stärkung des virtuellen Ortsnamenschutzes in Österreich

Dr. Clemens Thiele,

LL.M. Tax (GGU) ist

selbstständiger

Rechtsanwalt in

Salzburg www. 

eurolawyer.at

Dr. Clemes Thiele

Der Oberste Gerichtshof hat entschieden, dass Inhaber von Domains mit

Gemeindenamen künftig die Gemeinde fragen müssen, ob das auch o.k.

geht. Damit gehen etliche teils sehr alte Streitereien zu Ende, in denen

sich findige Internet-User einen Gemeindenamen geschnappt haben. 

Diesem unlauteren „Anlockeffekt“ hat der OGH nun einen Riegel 

vorgeschoben. Wie der aussieht, hat sich KOMMUNAL angeschaut.

OGH entscheidet: Eine Frage an
die Gemeinde ist zumutbar

Als das Medium Internet noch in den Kinderschuhen steckte, haben viele Bürger-
meister das Potenzial noch nicht erkannt und mussten in der Folge langwierige
Streitigkeiten mit cleveren Geschäftsleuten um die beste und kürzeste Domain –
wie zum Beispiel „mistelbach.at“ für Mistelbach – (erfolgreich) ausfechten.



möglichen Interessengleichklang
zu erheblicher Rechtsun -
sicherheit5, ohne dass dies durch
schwerwiegende Erfordernisse des
Schutzes von Domaininhabern
gerechtfertigt wäre.“

Würdigung und Ausblick

Mit dem vorliegenden Urteil hat
der OGH eine bemerkenswerte
Judikaturwende vollzogen, die
alle Namensträger, insbesonde-
re aber die österreichischen
Kommunen, stärkt. Die bislang
eher unwägbare Entscheidungs-
praxis in Domainnamensstrei-
tigkeiten hat sich zugunsten ei-
ner im Regelfall klaren Lösung
geändert.
Es kommt also nicht mehr auf
den Inhalt (der sogenannte
„Content“) der unter der stritti-
gen Domain abrufbaren Website
an. Im Umkehrschluss bedeutet
dies, dass die Verwendung eines
fremden Namens als eigene In-
ternet-Domain erst dann zuläs-
sig ist, wenn
3 die Erlaubnis des Namensträ-

gers zur konkreten Nutzung
oder
3 ein Fall der Gleichnamigkeit

vorliegt, weil der Domaininha-
ber allein durch die Registrie-
rung sich das Recht der Na-
mensführung unbefugt anmaßt.
Viele Gemeindeordnungen se-
hen vor, dass derartige Gestat-
tungen der Schriftlichkeit und in
der Regel eines Gemeindevertre-
tungsbeschlusses bedürfen. Die
Verwendung eines Domainna-
mens kann durchaus ähnlich der
Verwendung eines Gemeinde-
wappens gesehen werden.6

Denkbar wäre auch, dass der
Domaininhaber von Geburt 
den gleichen Namen wie die
Kommune besitzt, zum Beispiel 
Roland Linz. In einem solchen
Fall stellt die bisherige Recht-
sprechung7 auf das Prioritäts -
prinzip ab, das heißt die Gnade
der frühen Geburt. Auf den 
Zeitvorrang allein beurteilt nach
der Anmeldung der Domain

eine Verletzung schutzwürdiger
Interessen der Klägerin zu ver-
neinen. Die Domainregistrie-
rung durch den Beklagten hin-
derte die Klägerin auch nicht –
so die Höchstrichter noch im
Jahr 2003 – unter einer nur aus
ihrem Namen gebildeten Do-
main im Internet, allerdings in
der Gebietskörperschaften vor-
behaltenen Second-Level-Do-
main .gv (adnet.gv.at), aufzutre-
ten.
Im Jahr 2009 trifft der Oberste
Gerichtshof jedoch folgende 
bemerkenswerte Aussagen: 
„Bei neuerlicher Prüfung kann die
zuletzt genannte Differenzierung
nicht aufrecht erhalten werden.
Die Anschauung des Verkehrs hat
sich hier weiterentwickelt: Wird
ein Name ohne weiteren Zusatz
als Domain verwendet, so neh-

men die angesprochenen Kreise
an, dass der Namensträger – in
welcher Weise auch immer – hin-
ter dem Internetauftritt steht; da-
mit tritt unabhängig von dessen
Inhalt eine Zuordnungsverwir-
rung ein. Diese Auffassung ermög-
licht im Regelfall eine klare Lö-
sung namensrechtlicher Domain -
streitigkeiten. Demgegenüber
führt eine Bedachtnahme auf den

Es kommt nicht mehr auf den Inhalt (den sogenannten „Content“) 
der unter der strittigen Domain abrufbaren Website an. Im Umkehrschluss
bedeutet dies, dass die Verwendung eines fremden Namens als eigene In-
ternet-Domain erst dann zulässig ist, wenn die Erlaubnis des Namensträgers
zur konkreten Nutzung oder ein Fall der Gleichnamigkeit vorliegt ...

Wird ein Name ohne weiteren Zusatz als 
Domain verwendet, so nehmen die 
angesprochenen Kreise an, dass der
Namens träger ... hinter dem Internetauftritt
steht; damit tritt unabhängig von dessen 
Inhalt eine Zuordnungsverwirrung ein.

Zitat aus der Begründung des Urteils des OGH,
mit dem dieser eine bemerkenswerte Kehrt -
wende in der Judikatur bei Domainstreitigkeiten
einläutete.

Die Verwendung eines Domain-
namens kann durchaus ähnlich
der Verwendung eines Gemeinde-
wappens gesehen werden.
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Möglichkeiten einer Domainer-
langung auszuloten:
1. Wer ist Inhaber der 

gewünschten „.at“-Domain?
3 Prüfen unter www.nic.at
„Whois“-Abfrage
3 Namensgleichheit des 
Inhabers prüfen
q wenn Nein, weiter mit

Punkt 2.
q wenn Ja, weiter mit

Punkt 3.

2. Liegt eine (schriftliche) 
Genehmigung der Gemeinde
zur Domainnutzung durch den 
Inhaber vor?
3Wenn ja:
q Abschluss durch zustän-

diges Organ prüfen?
q Befristung bzw. Kündi-

gungsmöglichkeit prü-
fen?
q Zahlungsverpflichtungen

bei Beendigung prüfen?
3Wenn Nein, zu Punkt  3.

3. Aufforderung an den Domain-
inhaber zur Herausgabe der 
Domain aufgrund geänderter
Rechtsprechung
3 Gleichzeitig Wartestatus 1
bei NIC.AT GmbH beantragen
3 Frist von vier Wochen für
Ablauf Wartestatus vor -
merken (maximal verlänger-
bar um weitere vier Wochen
auf Antrag)
3 Reaktion des Domaininha-
bers abwarten
q bei Domainübertragung

Neben dem Verbot der Domainverwendung
kann nunmehr auch eine Domainlöschung
und nach der hier vertretenen Auffassung
auch eine Domainübertragung bei 
„.at-Domains“ durchgesetzt werden.

(„first come, first served“)
kommt es in einem solchen Fall
nicht an.
Das vorliegende Urteil steht im
Einklang mit der deutschen
Rechtsprechung.8

Da die Verwendung des Namens
als Domain jedenfalls in berech-
tigte Interessen der Klägerin ein-
greift, ist die Unterlassungs-
pflicht des Beklagten – anders
als in Fällen einer Markenrechts-
verletzung – nicht auf die Nut-
zung der Domain für eine Web-
site mit einem bestimmten (ge-
schäftlichen) Inhalt beschränkt.
Dass die Rechtswidrigkeit be-
reits in dem Registrierthalten
der Domain liegt, führt eine Be-
seitigung dieses Zustands im
Sinne der bisherigen Rechtspre-
chung9 zum unlauteren Domain-
Grabbing gleichfalls zur gericht-
lich angeordneten Löschung der
Domain. Auf den Inhalt der
Website kommt es überhaupt
nicht an.10

Mit einem bemerkenswerten
Ausblick rundet der OGH die
vollzogene Wende ab und ver-
wirft den erhobenen Einwand

unverhältnismäßiger Beein-
trächtigung der Meinungsäuße-
rungsfreiheit. Eine bloße Na-
mensnennung, aus der schon
hervorgeht, dass die Website
von einem anderen betrieben
wird, wie zum Beispiel 
„justizwache-kritisch.at“, ist
grundsätzlich zulässig. Das Ver-
bot der Verwendung von „justiz
wache.at“ und die Domain -
löschung greifen aufgrund des
Gesetzesvorbehalts nicht in das
Recht auf freie Meinungsäuße-
rung nach Art. 10 der Europäi-
schen Menschenrechtskonventi-
on (MRK) ein.11

Checklist – Wie komme ich
zu meiner Domain?

Im Folgenden soll eine kurze
Checkliste dabei helfen, die

Mit dem vorliegenden Urteil hat das öster-
reichische Höchstgericht seine Judikatur in
namensrechtlichen Domainstreitigkeiten
zugunsten der Kommunen geändert.
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gemeinsamen Formular-
antrag bei NIC.AT GmbH
einreichen (Näheres un-
ter www.nic.at, Ände-
rung & Übertragung
q bei Ablehnung oder

Nichtantwort, anwaltli-
chen Rat einholen und
gerichtlich vorgehen

3 Gerichtsstand bei Domain-
inhaber aus der EU in
Österreich (Art 5 EuGVVO)
3 Gerichtsstand bei Domain-

inhaber aus Nicht-EU-Län-
dern ebenfalls in Österreich,
da „.at-Domain“ (§ 99 JN) 

Zusammenfassung

Mit dem vorliegenden Urteil hat
das österreichische Höchstge-

Der spekta-
kulärste Fall
der „Domain-
Grabber“ war
jener der Tennengauer Ge-
meinde Adnet: Ein Bürger
verteidigte die für den Zu-
gang zum Internet wie ge-
schaffene Domain „ad-
net.at“ gleich zwei Mal bis
zum Obers  ten Gerichtshof
(OGH). Oben die „gegrabb-
te“, rechts die offizielle URL.

„Ich wollte einfach die Internet -
adresse, die meiner Gemeinde
zusteht. Und die gehört ja allen
Mistelbacherinnen und Mistel -
bachern und nicht so einem fin-
digen Geschäftsmann, der sich
dutzende Namen einfach vorab
sichert.“ Gleich
ziemlich heftig
fiel die Reakti-
on des Mis -
telbacher Bür-
germeisters
Christian Resch
auf unsere Fra-
ge, was für ihn
so wichtig an
dieser be-
stimmten In-
ternet adresse
war, aus. Dass
die OGH-Ent-
scheidung jetzt so ausgefallen
ist, findet er naturgemäß „ganz
gut so, aber trotzdem hätte ich
mir etwas mehr Unterstützung
beim Streit um den Namen von
seiten der Gemeindevertreter
gewunschen“, so Resch absch-
ließend.
Ähnlich sieht das der Bürger-
meister der Salzburger Gemein-
de Adnet, Wolfgang Auer. Be-
reits vor mehreren Jahren hatte
die Gemeinde die Domain
„www.adnet.at“ eingeklagt. Dass

die Kommune nun durch den
aktuellen OGH-Beschluss end-
gültig recht bekam, empfindet
der Adneter
Gemeinde-
chef zwar
„äußerst
positiv“,
aber er hät-
te sich ge-
wünscht,
„dass diese
späte Ein-
sicht schon
im Jahr
2003 umge-
setzt wor-
den wäre“.
Ausschlaggebend für die Klage
gegen den Bürger, der die Web-
Adresse für sich beansprucht
hatte, waren vielerlei Gründe:
„Weil die Domain allen Gemein-
debürgern offen stehen sollte,
nicht nur von einem verwaltet
werden darf. Weil die Gemeinde
Adnet einzigartig in Österreich
ist und dies auch im virtuellen
Raum sein soll. Und weil die In-
halte unter www.adnet.at veral-
tet sind und ein Einzelner die
Website nie so gut pflegen und
aktuell halten kann wie die
Kommunalverwaltung mit ihren
zahlreichen engagierten Mitar-
beitern“, so Auer.

richt seine Judikatur in namens-
rechtlichen Domainstreitigkei-
ten zugunsten der Kommunen
geändert. Für die Verwendung
von Ortsnamen als Domain hält
der Oberste Gerichtshof aus-
drücklich fest, dass wegen des

unlautereren Anlockeffekts dem
Domaininhaber zugemutet wird,
die Zustimmung des Rechtsträ-
gers zur Nutzung des Namens
einzuholen. Österreichische
Kommunen müssen sich daher
nicht mehr auf die ihnen vorbe-
haltene Second Level Domain
„gv“ verweisen lassen, da die
rechtswidrige Namensan-
maßung jedenfalls schon mit
der Registrierung einer nur aus
ihrem Namen gebildeten Do-
main eintritt. Neben dem Verbot
der Domainverwendung kann
auch eine Domainlöschung und
nach der hier vertretenen Auf-
fassung auch eine Domainüber-
tragung bei „.at-Domains“
durchgesetzt werden.

Stimmen der Betroffenen

Gut, dass es so ausgegangen ist

Christian Resch, 
Bürgermeister
von Mistelbach.

Wolfgang Auer, 
Bürgermeister
von Adnet.
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